
Zwei Damen des Flatrate-
Bordells Pussy-Club im
Industriegebiet in Fellbach
bei Stuttgart räkeln sich
am 09.07.2009 in einem
Zimmer. (Bild: dpa)

FLATRATE-SEX

Drei Jahre Haft für Bordellchefin
Von Christian Rath, 23.07.10, 15:16h, aktualisiert 23.07.10, 19:11h

Die Chefin von vier so genannten Flatrate-Bordellen in Nordrhein-

Westfalen und Baden-Württemberg muss wegen

Sozialversicherungsbetrugs für drei Jahre ins Gefängnis. Der Vorwurf

des Menschenhandels wurde dagegen fallengelassen.

STUTTGART - Das Landgericht Stuttgart verurteilte am

Freitag die Betreiber von bundesweit vier Flatrate-

Bordellen. Die sechs überwiegend rumänischen

Angeklagten erhielten Freiheitsstrafen bis zu drei Jahren.

Ihnen wurde vorgeworfen, dass sie die

Sozialversicherungs-Beiträge von insgesamt über

hundert Prostitutierten nicht bezahlt hatten. Zwang und

Drohungen habe es in den Bordellen allerdings nicht

gegeben, betonte der Vorsitzende Richter Andreas Arndt

vorab.

Ab 2008 eröffneten die Angeklagten vier „Pussy-Clubs“ in

Heidelberg, Berlin, Wuppertal und zuletzt in Stuttgart-

Fellbach. Im größten Bordell, in Stuttgart, arbeiteten rund 70 rumänische

Prostituierte. Für eine Flatrate von 70 Euro (abends 100 Euro) gab es Sex,

Getränke und Essen.

Das Konzept sorgte bundesweit für Aufsehen. Zum einen, weil die Clubs großen

Kundenzulauf hatten. Zum anderen führte die reißerische Werbung „Sex mit allen

Frauen, solange du willst, so oft du willst und wie du willst“ zu Protesten, Wenn

die Frauen keinerlei Mitspracherecht mehr hätten, verstoße das gegen die

Menschenwürde, erklärte etwa der Stuttgarter Justizminister Ulrich Goll (FDP).

Clubs vorübergehend geschlossen

Tatsächlich konnten die Frauen den Umfang ihrer sexuellen Dienstleistungen aber

im üblichen Rahmen selbst bestimmen. Auf dem Höhepunkt der Proteste kam es

im Juli 2009 zu einer Razzia mit 700 Polizisten. Danach wurden die Pussy-Clubs in

Heidelberg und Fellbach vorübergehend geschlossen - wegen schmuddeliger

Betten und Massagebänke.

Beim Landgericht Stuttgart ging es nun aber weder um Menschenwürde noch um

Hygiene, sondern um den arbeitsrechtlichen Status der Frauen. Da diese vom

Bordell per Tagespauschale bezahlt wurden und kein wirtschaftliches Risiko

trugen, seien sie Arbeitnehmerinnen gewesen, so das Gericht, und nicht (wie

behauptet) selbständige Subunternehmerinnen. Die Bordell-Betreiber hätten also

Sozialabgaben abführen müssen. Insgesamt ging es um 2,7 Millionen Euro.
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